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PRÄAMBEL

Bundes- und Landesregierung haben durch ihre Entscheidung den Kohleausstieg 
im Rheinischen Revier mit aller Konsequenz beschleunigt und für das  
Rheinische Revier auf das Jahr 2030 vorgezogen. Dies unterstützt die Region  
ausdrücklich. Mit dem Kohleausstieg 2030 leistet das Rheinische Revier  
den bundesweit größten und schnellsten Einzelbeitrag auf dem Weg zur Klima- 
neutralität 2045 und trägt damit relevant zu den Zielen der Europäischen Union  
bei, mit dem Europäischen Green Deal globaler Vorreiter beim Klima- und  
Ressourcenschutz zu werden. 

Dies ist ein wichtiger Schritt in die Zukunft, der nur vollständig ist, wenn auch der 
Strukturwandel gelingt. Die Ambition zur inhaltlichen Fokussierung auf die  
Themen Arbeit (tarifgebunden, mitbestimmt und gut bezahlt), Wertschöpfung, einen 
attraktiven Raum und zur räumlichen Fokussierung im Kernrevier muss deutlich 
erkennbar und bis 2030 in zentralen Schritten erfolgreich umgesetzt sein.  
Umwelt- und Klimaschutz und ökologische Nachhaltigkeit sind unbestritten  
wichtige Rahmenbedingungen (Leitbilder) bei allen Maßnahmen der  
Strukturstärkung, die im gesamten Programm einzuhalten sind. 

Die Entschlossenheit beim Vorziehen des Kohleausstiegs muss Hand in Hand gehen 
mit einer ebenso entschlossenen, klaren Zielorientierung und Beschleunigung des 
Strukturwandels für eine gute Zukunft des Rheinischen Reviers. 
Wir brauchen einen neuen Geist, in dem Bundesregierung, Landesregierung und 
Region für diese neue Zukunft eintreten. Das erfordert auch, bisherige Grenzen zu 
hinterfragen und neue Wege zu gehen. 

Nur wenn Bund, Land und Region zusammenstehen und mit klaren gemeinsamen 
Zielen und hoher Umsetzungsorientierung den Strukturwandel beschleunigen, 
kann das Rheinische Revier 2030 ein wettbewerbsfähiger Industriestandort mit  
hoher Lebens- und Umweltqualität sein, der die angesiedelten und dazukommenden 
Unternehmen sicher in die klimaneutrale und ressourcenschonende Zukunft führt.

Der Reviervertrag vom 27. April 2021 und das Wirtschafts- und Strukturprogramm 
bleiben die Grundlage, auf der Land und Region den Strukturwandel zum Erfolg 
führen. Vor diesem Hintergrund und unter den geänderten Rahmenbedingungen 
vereinbaren das Land Nordrhein-Westfalen und die Region des Rheinischen Reviers 
in Ergänzung zum geltenden Reviervertag folgende zusätzliche Zielstellungen  
und Maßnahmen.



6 REVIERVERTRAG 2.0	 PERSPEKTIVEN RHEINISCHES REVIER



7 REVIERVERTRAG 2.0	 PERSPEKTIVEN RHEINISCHES REVIER

			  AUF ARBEITSPLÄTZE FOKUSSIEREN,  
			  NACHHALTIGKEIT GEWÄHRLEISTEN

1.	 	 Nachhaltige Arbeitsplätze bis 2030 
Der Strukturwandelprozess muss prioritär zu Wachstum, Wertschöpfung und 
Beschäftigung führen und im Einklang mit einer ökologisch, ökonomisch  
und sozial nachhaltigen Entwicklung stehen. Darum legen Land und Region 
Meilensteine fest, die sie gemeinsam bis 2030 mit aller Kraft umsetzen werden. 

2.		 Energieintensive Industrie stärken 
Die Landesregierung setzt sich aktiv dafür ein, gute Rahmenbedingungen zu 
schaffen, damit die energieintensive Industrie sicher und zu wettbewerbsfähigen  
Kosten mit nachhaltiger Energie versorgt wird. Sie unterstützt die energie- 
intensive Industrie dabei, ihre Prozesse klimaneutral anzupassen, um auch 
2030 gute Entwicklungsperspektiven im Rheinischen Revier zu haben  
und die 50.000 vorhandenen sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätze  
in den relevanten Branchen zu erhalten. 

3.		 Aktive Ansiedlung von Unternehmen 
Das Land wird Unternehmen sowie mögliche Investorinnen und Investoren 
aktiv ansprechen, um industrielle Investitionen im Rheinischen Revier,  
z.B. in einem gemeinsamen, nachhaltigen Verbundstandort auszulösen.  
Hierfür werden vom Land und den Kommunen attraktive Rahmen- 
bedingungen geschaffen. 
 

4.		 Fachkräfte stärken 
Ergänzend zu den Zielen im Reviervertrag 2021 heben Land und Region die 
Bedeutung bestens ausgebildeter, gut bezahlter und motivierter Fachkräfte 
hervor. Zusätzlich zu den bereits benannten Zielen sollen auch die  
Potentiale der Gesundheitswirtschaft und die Chancen des Wirtschaftsfaktors 
Aviation genutzt werden. 

5.		 Nachhaltige Transformation fördern 
Land und Region bekennen sich dazu, den Strukturwandel im Rheinischen 
Revier nachhaltig und ressourcenschonend zu gestalten, um einen zukunfts-
weisenden, wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort zu sichern und einen 
attraktiven Lebensraum zu entwickeln. Deshalb müssen alle Maßnahmen im  
Einklang mit den Nachhaltigkeitszielen und deren Umsetzungsstrategien stehen.
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6. Tragfähigen Flächenkonsens sichern
Land und Region erkennen an, dass zum Ausgleich der unterschiedlichen
Flächennutzungsansprüche an den Raum für Landwirtschaft, Wohnen,
Gewerbe, Industrie, Erneuerbare Energien und Verkehr sowie Freizeit und
Erholung, der Ressource Boden, dem natürlichen Freiraum und der Bio- 
diversität ein nachhaltiger Flächenkonsens als Grundlage für einen erfolgreichen 
Strukturwandel mit den verschiedenen Stakeholdern gefunden werden muss.
Die bestehenden Verpflichtungen zur Rückgabe hochwertig rekultivierter
landwirtschaftlicher Flächen werden dabei gewahrt.

7. Attraktive Wirtschaftsflächen für zusätzliche Ansiedlungen
Land und Region werden dafür Sorge tragen, zusätzliche attraktive Wirtschafts-  
und Transformationsflächen in ausreichendem Umfang für die erforderlichen
zusätzlichen Ansiedlungen verfügbar zu machen. Dabei wollen Land und
Region Brachflächen offensiv nutzen und die Flächen nachhaltig entwickeln.
Dazu wird bis zum Ende des Jahres 2023 festgelegt, welche Flächen das sein 
sollen. Die Landesregierung wird die Möglichkeiten des InvKG nutzen, um die
Belegenheitskommunen von Mehrkosten der Brachflächennutzung
zu entlasten. Die Flächen werden sehr zügig zu einer hohen Marktreife entwickelt,
damit hier bis 2030 die erforderlichen Arbeitsplätze entstehen können.

8. Wiederherstellung der Raumqualität in den besonders betroffenen Kommune
Die Braunkohleverstromung hat zu massiven Landschaftseingriffen und
damit einhergehend zum Verlust von Raumqualität geführt. Land und Region
werden ihre Spielräume nutzen, um diese Qualität als Voraussetzung und 
Standortfaktor für Wachstum und Fachkräfte wieder zu erlangen. Ziel ist es,
aus den Tagebauumfeldern Zukunftsräume zu machen und dort frühzeitig 
vielfältige Perspektiven zu ermöglichen. Das Land wird die Entwicklung der
Folgelandschaften bis 2040 gezielt entlang der Masterpläne der Umfeld- 
verbünde fördern. Ebenso unterstützt das Land den Wiederaufbau der Dörfer
in Abstimmung mit den Masterplänen der Umfeldverbünde. Hierzu wird
das Land die Voraussetzungen dafür schaffen, dass eine reibungslose
bauleitplanerische Inwertsetzung möglich wird.

9. Wiederherstellung einer intakten ökologischen Umwelt
Ein wesentlicher Erfolgsfaktor für den Strukturwandel im Rheinischen Revier
ist der Erhalt und die Wiederherstellung einer intakten ökologischen Umwelt.
Intakte Ökosysteme und Klimaresilienz stellen einen wichtigen Standort- 
faktor für die Region dar.
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Land und Region werden ein mit den Belegenheitskommunen abgestimmtes 
Biotopverbundsystem und grün-blaue Infrastrukturen umsetzen, die eine  
neue Landschafts- und Lebensqualität unterstützen. 

10.	 Kommunen mit langfristigen Lasten nicht allein lassen 
Land und Region sind sich einig, dass durch den Kohleausstieg langfristige  
Lasten entstehen, die über die heutige Generation hinaus getragen  
werden müssen. Dies gilt z.B. für den Wasserhaushalt des Rheinischen Reviers, 
Bergschäden und die Renaturierung. Für die Beseitigung der bergbaubedingten  
Lasten ist grundsätzlich die Bergbautreibende verantwortlich. Wo keine  
Verpflichtung der Bergbautreibenden besteht, erarbeiten Land und Region in 
Abstimmung Lösungen, um unangemessene Lasten von den Kommunen  
sowie ihren Bürgerinnen und Bürgern abzuhalten. 

11.	 Veränderungen des nutzbaren Wasserdargebotes frühzeitig mit einbeziehen 
Das Ende der Braunkohle betrifft durch den zunehmenden Wegfall des  
Sümpfungswassers, die beginnende Restlochfüllung und die Rekultivierung 
von Flächen weiterhin die Gewässer in ihrer Funktion als Ökosystem  
und der Gewässerbenutzung. Daneben bilden diese wasserwirtschaftlichen 
Veränderungen auch eine wesentliche Grundlage für u.a. die regionale  
Planung, die kommunalen Aufgaben und die wirtschaftliche Entwicklung – 
somit für den Strukturwandel im Ganzen. Ein wichtiger Erfolgsfaktor ist daher 
die gute Kenntnis und nachhaltige Verwendung des nutzbaren Wasserdargebots.  
Land und Region setzen sich für dessen frühzeitige planerische Einbeziehung 
bei Strukturwandelmaßnahmen im Einklang mit den wasserwirtschaftlichen 
Zielen ein.
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			  FÖRDERUNG ZIELGENAUER AUSRICHTEN,  
			  BESCHLEUNIGEN UND VEREINFACHEN

Der Strukturwandel muss substantiell beschleunigt werden. Entsprechend sollen 
die Förderung zielgenauer auf den Reviervertrag und das Wirtschafts- und  
Strukturprogramm ausgerichtet, Projektentwicklung, Bewilligung und Umsetzung  
beschleunigt und vereinfacht werden. Das Land wird das Förderprogramm für das 
Rheinische Revier daher in seinem eigenen Zuständigkeitsbereich effektiver, 
schneller und einfacher gestalten und sich bei Bund und EU für weitere 
Verbesserungen einsetzen. 

Dabei wird an folgenden Punkten anzusetzen sein: 

12.	 Verbesserung der Förderinstrumente beim Bund 
Die Bearbeitungsgeschwindigkeit beim BAFA muss erhöht und die Förder- 
zugänge beim Bund vereinfacht werden. Land und Region setzen sich  
nachdrücklich für eine Verbesserung der Förderinstrumente, insbesondere  
für eine investive Bundesförderrichtlinie ein, nach der investive Maßnahmen 
von Unternehmen und Transfer in Unternehmen gefördert werden können. 

13.	 Faire und ausgewogene Förderung von Unternehmen 
Die Förderung von Unternehmen ist für alle Gebietskörperschaften ein wesent-
licher Ansatzpunkt, um den Strukturwandel erfolgreich zu bewältigen. 
Es ist daher zu begrüßen, dass wirtschaftsnahe Infrastrukturen in allen  
Gebietskörperschaften gleichermaßen gefördert werden können.  
Der Umstand, dass der Rhein-Erft-Kreis und der Rhein-Kreis-Neuss von der  
gewerblichen Förderung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zur  
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur ausgeschlossen sind,  
löst ein Ungleichgewicht der Fördermöglichkeiten von Unternehmen aus.  
Das Land wird seine Möglichkeiten nutzen, diesen Umstand zu kompensieren, 
um die Unternehmensförderung im Rheinischen Revier fair und ausgewogen 
zu gestalten. Dazu sollen auch alle Möglichkeiten genutzt werden, die sich ggf. 
aus einer Öffnung des europäischen Beihilferechts ergeben. 

14.	 Zusätzlichkeit 
Land und Region bekennen sich ausdrücklich zu dem Kriterium der Zusätzlichkeit, 
das im InvKG verankert ist und werden sich auch gegenüber dem Bund für die 
strikte Einhaltung einsetzen.
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15. Wirksamkeits-Monitoring
Es wird zeitnah ein Wirksamkeits-Monitoring aller Strukturstärkungs- 
maßnahmen anhand von quantitativen und qualitativen Indikatoren
eingesetzt. Dies soll auch für alle bereits beschlossenen und gestarteten
Projekte gelten.

16. Personelle und finanzielle Unterstützung
Die besonders betroffenen Kommunen, Tagebauumfeldverbünde und Kreise
sollen auch langfristig aus Strukturstärkungsmitteln personell und finanziell
unterstützt werden.
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			  GEMEINSAME VERANTWORTUNG 
			 FÜR DEN ERFOLG

Land und Region bekennen sich jeweils zu ihrer eigenen Verantwortung für ein  
Gelingen des Strukturwandels. 

Die Mitwirkung der Kommunen und der weiteren Akteurinnen und Akteure der 
Region ist unverzichtbar für diesen Erfolg. Die Kommunen setzen eigene personelle  
und finanzielle Ressourcen für struktur- bzw. standortpolitische Maßnahmen  
ein – vorzugsweise in einer interkommunalen Zusammenarbeit – und entwickeln 
zukunftsgerichtete nachhaltige und strukturwirksame Vorhaben.  
Sie tragen Sorge dafür, dass diese Maßnahmen dauerhaft tragfähig sind, in selbst-
tragende Entwicklungen münden und mittel- und langfristig ohne weitere  
Förderung auskommen. Sie sorgen insb. im Bereich der Bauleitplanung für schnelle 
Verfahren und leisten damit einen unverzichtbaren Beitrag zu einer beschleunigten 
Umsetzung von Vorhaben. 

Zum Gelingen des Strukturwandels gehört auch, dass vor Ort eine starke Beteiligung  
der Bevölkerung und die Nutzung der großen Potentiale der Zivilgesellschaft und 
des bürgerschaftlichen Engagements der Region sichergestellt wird. 
Gemeinsames Ziel von Land und Region ist es, auch die bisherigen Gegensätze in 
der gesellschaftlichen Auseinandersetzung um die Zukunft der Region zu über-
winden und stattdessen gemeinsame Zukunftsperspektiven zu entwickeln. 
Bund, Land und Region unternehmen erhebliche Anstrengungen, um den durch die 
auf 2030 vorgezogene Beendigung der Kohleverstromung und -gewinnung  
induzierten Strukturwandel erfolgreich zu gestalten. Die Unterzeichnenden erkennen 
das wechselseitig große Engagement an und tragen dazu bei, dieses in der  
Bürgerschaft sichtbar zu machen.
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REVIERVERTRAG 1.0
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Die Beendigung der Kohleverstromung bis 2038 ist für das Rheinische 

Revier als größtes aktives Braunkohlerevier in Deutschland zwischen 

Aachen, Mönchengladbach, Düsseldorf und Köln Herausforderung 

und Chance zugleich. Niemals zuvor stand ein zusammenhängender 

Raum vor einer so tiefgreifenden wirtschaftlichen und – mit Blick auf 

die Tagebaugruben – auch physischen Umgestaltung.

Mit dem gesetzlich festgelegten schrittweisen Ausstieg aus der Kohle-

verstromung leistet das Rheinische Revier einen wesentlichen Beitrag 

auf dem Weg zu einer Klimaneutralität 2050. Es trägt damit zu den 

Zielen der Europäischen Union bei, mit dem Europäischen Green Deal 

globaler Vorreiter beim Klima- und Ressourcenschutz zu werden. 

Hierfür ist entscheidend, dass der damit verbundene Innovations- 

prozess gleichzeitig zu Wachstum, Wertschöpfung und Beschäfti-

gung im Einklang mit einer nachhaltigen Entwicklung führt.  

Das Rheinische Revier verfügt mit seiner starken Industrie- und  

Forschungskompetenz und der beschlossenen Strukturförderung 

über sehr gute Voraussetzungen, um bei der globalen Aufgabe der 

Transformation hin zu einer klimaneutralen Wirtschaft vorbildhaft 

voranzugehen. Der zu leistende Kraftakt ist jedoch enorm.

Durch das Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen und das darin  

enthaltene Investitionsgesetz Kohleregionen (InvKG) als neues 

Stammgesetz stellt die Bundesregierung dem Rheinischen Revier in 

den nächsten zwei Jahrzehnten 14,8 Milliarden Euro zusätzlich  

zur Verfügung, um Beschäftigungs- und Wertschöpfungsverluste zu 

kompensieren und eine erfolgreiche und nachhaltige Transformation 

der Wirtschaft und des Raumes im Zuge des Ausstiegs aus der Braun-

kohleverstromung zu ermöglichen. Mit Blick auf die  

Generationenaufgabe Strukturwandel und die Menschen, die heute 

und in Zukunft im Rheinischen Revier leben und arbeiten werden, 

geht mit der Verwendung dieser Mittel eine hohe Verantwortung  

einher. Land und Region sind sich dabei bewusst, dass der Struktur-

wandel eine Langfristaufgabe weit über das Jahr 2038 hinaus darstellt.

PRÄAMBEL
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Angesichts der beschleunigten Beendigung der Braunkohle- 

verstromung ist es gemeinsames Ziel von Land und Region, 

den Strukturwandel zu gestalten und neue Zukunftsperspektiven 

für das Rheinische Revier zu schaffen und umzusetzen.  

Insbesondere gilt es, im Einklang mit den Nachhaltigkeitszielen 

adäquaten Ersatz für die wegfallende Wertschöpfung zu generieren, 

kurz- und mittelfristig bestehende Arbeitsplätze zu erhalten  

und neue Arbeitsplätze zu schaffen, Wertschöpfungsketten  

insbesondere in der energieintensiven Industrie zu sichern, die  

Wirtschaftsstruktur zu diversifizieren, die Attraktivität des  

Wirtschaftsstandorts und des Lebensumfeldes zu verbessern,  

eine bezahlbare und sichere Energieversorgung zu gewährleisten 

sowie ein möglichst klimaneutrales Wachstum zu realisieren.

Die Landesregierung verpflichtet sich dazu, den Strukturwandel  

im Rheinischen Revier gemeinsam mit den in der Region lebenden 

Menschen und Unternehmen zu gestalten. Die Bürgerinnen und  

Bürger, die Unternehmen sowie die Einrichtungen der Wissenschaft 

und Forschung des Rheinischen Reviers sind dazu aufgefordert,  

den Wandel ihrer Heimat und ihre Standorte aktiv mitzugestalten, 

und werden durch vielfältige Beteiligungsformate in den  

bevorstehenden Veränderungsprozess eingebunden. Wo die  

Auseinandersetzungen über die bisherige Form der Energiege-

winnung und die Umgestaltung der Landschaft zu Spannungen in 

Familien und Gemeinschaften und zu Verunsicherung in  

Unternehmen und Belegschaften geführt haben, ist es das  

gemeinsame Ziel von Land und Region, durch die gemeinsame  

Transformation der Region Perspektiven zu schaffen und  

dadurch ein neues Zusammengehörigkeitsgefühl zu fördern.

Die regionale Koordinierung der Interessen des Rheinischen Reviers 

gegenüber der Landesregierung wird von der Zukunftsagentur  

Rheinisches Revier, ihrem Aufsichtsrat und ihren Gesellschafterinnen 

 und Gesellschaftern wahrgenommen. 

Zuständig für den Strukturwandel im Rheinischen Revier ist die  

Zukunftsagentur Rheinisches Revier. Die Zukunftsagentur  

muss in Zusammenarbeit mit Bund und Land sicherstellen, dass  

in der Region eine auf den Stärken der Region aufbauende  

Entwicklung mit wirkungsvollen Impulsen versehen wird.  

Sie hat mit dem Wirtschafts- und Strukturprogramm zum Ausdruck 

gebracht, dass sie die anstehende Jahrhundertaufgabe als  

Jahrhundertchance für die Region begreift. Die Anrainerkonferenz 

ist dabei enger Wegbegleiter und fester Bestandteil dieses Prozesses. 

Die politischen Gremien der Bezirksregierungen Köln und Düsseldorf 

sichern die regionale Abstimmung und rechtliche Legitimation  

der raumordnerischen Planwerke für die Regierungsbezirke.  

Die überwiegend kommunalen Vertreter des Braunkohlenausschusses  

Köln und der Regionalräte Köln und Düsseldorf entwickeln die  

Braunkohlenpläne und die Regionalpläne und liefern damit eine  

planerische Grundlage für die räumliche Entwicklung des  

Rheinischen Reviers.

Zur Verstetigung und Bekräftigung ihrer Zusammenarbeit in den 

kommenden Jahrzehnten schließen die Landesregierung  

sowie die Gesellschafterinnen und Gesellschafter und der Aufsichtsrat  

der Zukunftsagentur Rheinisches Revier die folgende Übereinkunft.
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Die Unterzeichnenden setzen sich das Ziel, das Rheinische Revier zur 

erfolgreichsten wirtschaftlichen Transformationsregion in Europa  

zu machen. Insbesondere gilt es, innerhalb der nächsten zehn 

 Jahre einen substantiellen Beitrag zur Schaffung neuer Arbeit für das 

Rheinische Revier zu leisten. Die Region soll ein weltweites  

Vorbild für andere Regionen werden und demonstrieren, wie die 

Transformation der Wirtschaft insbesondere von der kohlebasierten 

Strom- und Wärmeerzeugung sowie einer auf fossilen Energieträgern  

basierenden Industrie hin zu einem durch erneuerbare Energien  

geprägten Energiesystem und zu einer klimaneutralen und nach-

haltigen Industrieregion gelingen kann.

Die Unterzeichnenden setzen sich das Ziel, das Rheinische Revier mit 

dieser Strategie innerhalb von zehn Jahren zur attraktivsten  

Wirtschaftsregion in Europa zu machen. Sie verpflichten sich, in 

ihrem Wirkungsbereich darauf hinzuarbeiten, die Gesamtheit der 

Standortbedingungen aus gesetzlichen Rahmenbedingungen,  

Steuer und Abgabenbelastung, Genehmigungsverfahren, Infrastruk-

turangeboten, verfügbaren Flächen, gut ausgebildeten Arbeitskräften 

planungssicher so zu gestalten, dass sie zu einem Alleinstellungsmal 

für eine nachhaltige Transformationsregion werden und in- und  

ausländische Investitionen anziehen.

Der grundlegende Transformationsprozess hin zu einem auf  

erneuerbaren Energien fußenden Versorgungssystem erfordert 

eine besondere Aufmerksamkeit auf die Versorgungssicherheit  

mit Energie.

Die Unterzeichnenden bekennen sich zum Ansatz einer stärken- 

orientierten Wirtschafts- und Strukturförderung für das Rheinische 

Revier, die Impulse für neue Produkte, Dienstleistungen und  

Geschäftsmodelle in einem zukunftsfähigen Raum setzt, so dass neue 

Arbeits- und Ausbildungsplätze geschaffen und insbesondere neue

Perspektiven für die Industrie eröffnet werden. 

GRUNDSÄTZE DES 
STRUKTURWANDELS
IM RHEINISCHEN
REVIER

1
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Die Stärken des Reviers werden durch die vier Zukunftsfelder

Energie und Industrie, Ressourcen und Agrobusiness, Innovation  

und Bildung sowie Raum und Infrastruktur abgebildet.

Die Unterzeichnenden unterstützen das Ziel, das Rheinische Revier 

zum Innovation Valley zu entwickeln, in dem Großunternehmen, 

kleine und mittlere Unternehmen, Zulieferbetriebe sowie ihre  

Beschäftigten und Auszubildenden, Handwerksbetriebe,  

Unternehmensgründerinnen und -gründer sowie Start-ups,  

Wissenschaft und Forschung optimale Bedingungen und Unter- 

stützung für die Umsetzung von Innovationen vorfinden und  

den erforderlichen Transformationsprozess bestmöglich gestalten 

können. Die international anerkannte und von der Grundlagen- 

forschung bis in die Anwendung ausdifferenzierte Forschungs- 

landschaft des Rheinischen Reviers schafft in Verbindung mit  

motivierten Fachkräften exzellente Voraussetzungen, den gerade  

für den Strukturwandel zentralen Transfer von Forschungs- 

ergebnissen in hochinnovative, marktgängige Produkte  

und Verfahren auf höchstem Niveau zu vollziehen, mit denen neue 

und zusätzliche Wertschöpfung und Beschäftigung in der  

Region generiert wird.

Dazu werden Rahmenbedingungen geschaffen, die es regionalen 

Unternehmen, insbesondere KMU, ermöglichen, möglichst  

früh und unkompliziert an Ergebnissen aus der Forschung teilzu- 

haben (zum Beispiel bürokratiearme Förderinstrumente,  

transparente Informationen über Forschungsvorhaben und  

Zukunftstechnologien oder die optimale Nutzung des Beihilferechts). 

Zur Entlastung wird eine entsprechende operative Unterstütz- 

ungsinfrastruktur seitens der Zukunftsagentur zur Seite gestellt.

Die Unterzeichnenden vereinbaren das Ziel, das Rheinische Revier  

mit seinen starken Fähigkeiten in Industrie und Forschung  

zu einer Demonstrationsregion für klimaneutrale Industrie mit  

internationaler Strahlkraft im Rahmen des Europäischen Green Deal 

zu entwickeln. Damit wird das Rheinische Revier zugleich eine  

Kompetenzregion für künftige industrielle Schlüsseltechnologien, 

denn es kommt nicht nur darauf an, einzelne Unternehmen zu 

stärken, die von der Energietransformation besonders betroffen sind, 

sondern die Wirtschaft in ihrer Breite zu unterstützen, sich  

für die Zukunft wettbewerbsfähig aufzustellen. Dazu gehören  

Anwendungen in der Digitalisierung und der KI ebenso wie  

Umwelttechnologien. Die für eine wettbewerbsfähige und nach- 

haltige Wirtschaft erforderlichen Innovationen werden im  

Rheinischen Revier in der Breite in die Anwendung und wirtschaft- 

liche Verwertung gebracht. Das Rheinische Revier erhält so  

ein Alleinstellungsmerkmal, das seine internationale Strahlkraft 

erhöht.

Die Unterzeichnenden bekräftigen, dass ein attraktiver Wirtschafts-

standort und ein attraktives Lebensumfeld Grundvoraussetzung 

für einen gelingenden Strukturwandel sind. Die Neuaufstellung des 

Raums und die nachhaltige Gestaltung der Tagebaue und  

Kraftwerksstandorte soll den Menschen wirtschaftliche, ökologische,  

soziale, kulturelle und sportliche Rahmenbedingungen für ein gutes 

und gesundes Leben bieten. Attraktive und an den Bedarfen und 

Wünschen der vor Ort ansässigen Menschen orientierte Bildungs-,  

Lebens- und Arbeitsumfelder sind zugleich wichtige Bedingung 

dafür, dass Fachkräfte im Rheinischen Revier gehalten und  

neue gewonnen werden, um an den technologischen Zukunftsfeldern 

mitzuwirken.

Die Unterzeichnenden sind sich darin einig, die Tagebaufolge- 

landschaften zu „Räumen der Zukunft“ zu entwickeln und auf diese 

Weise neue Entwicklungsperspektiven zu eröffnen.  

Die Planungsträger werden gemeinsam mit den Kommunen und  

Tagebauumfeldverbünden den planerischen Rahmen für eine  

innovative Folgelandschaft schaffen.  
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Dies ist Voraussetzung für Nutzungen in den Bereichen Land-

wirtschaft als auch für eine nachhaltige Gewässer-, Landschafts-, 

Wirtschafts- oder Siedlungsentwicklung.

Weil die relevanten benötigten Beschäftigungseffekte von Unter- 

nehmen ausgehen, sind sich die Unterzeichnenden einig darin,  

dass neben der Mobilisierung von privatem Kapital durch indirekte 

Anreize auch alle Instrumente zur direkten Investitionskosten- 

förderung maximal ausgeschöpft werden müssen.  

Die Unterzeichnenden sind sich einig, dass für die Bewältigung der 

Jahrhundertaufgabe Strukturwandel ein zielgerichtetes einfaches,

unkompliziertes, finanziell attraktives und schnelles Förder- 

instrumentarium benötigt wird. Das bedeutet auch, dass über das  

Investitionsgesetz Kohleregionen hinaus weitere Fördermittel- 

zugänge wie z.B. der Just Transition Fund miteinbezogen werden  

sollen. Außerdem sollen auch neue Förderwege und -verfahren  

erprobt werden.

Benötigt werden attraktive (Standort-)Bedingungen, unter denen 

staatliche Fördermittel für den Aufbau von Arbeit eingesetzt  

und auch Anreize geschaffen werden, um zusätzlich privates Kapit 

Das Rheinische Revier erleichtert Investorinnen und Investoren die 

Umsetzung ihrer Vorhaben durch eine positive und lösungs- 

orientierte Begleitung auf allen erforderlichen Planungs- und 

Genehmigungsebenen. Darüber hinaus müssen die Instrumente zur 

direkten Unternehmensförderung maximal ausgeschöpft werden.

Die Unterzeichnenden bekennen sich dazu, den Strukturwandel im 

Rheinischen Revier möglichst nachhaltig und ressourcenschonend  

zu gestalten, um die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie auch lang-

fristig zu sichern. Alle Maßnahmen müssen im Einklang mit den  

international vereinbarten Nachhaltigkeitszielen (Sustainable  

Development Goals) und deren Umsetzungsstrategien stehen. 

Die Unterzeichnenden sind den Menschen in den zwanzig in der 

Anrainerkonferenz Rheinisches Revier organisierten Kommunen  

verpflichtet, die in besonderer Weise vom Strukturwandel betroffen 

sind. Vor dem Hintergrund, dass in diesen Kommunen die größten 

strukturellen Herausforderungen der kommenden Jahre liegen, ist 

es nötig, mit strukturwirksamen und landschaftsgestaltenden  

Maßnahmen vor Ort den Menschen vor allem hier adäquate Zukunfts-

chancen und Beschäftigungsperspektiven zu eröffnen und ein  

neues Heimatgefühl zu geben. Die zwanzig Anrainerkommunen und 

die drei Tagebauumfeldverbünde sind in ihrer historischen Aufgabe 

der nachhaltigen Lebensraumgestaltung und der Entwicklung  

ihrer Standortfaktoren in besonderer Weise zu unterstützen.

Die Unterzeichnenden bekräftigen das Ziel, eine Internationale  

Bau- und Technologieausstellung Rheinisches Zukunftsrevier (IBTA) 

als Klammer und Schaufenster des Strukturwandels durchzuführen, 

um die internationale Sichtbarkeit dessen, was im Rheinischen  

Revier in den nächsten Jahren geschehen wird, zu erhöhen. Die Region 

entwickelt ein Konzept, wie dieses Ziel umgesetzt werden kann,  

und legt es der Landesregierung zur Entscheidung vor.
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ERFOLGSFAKTOREN 
FÜR EINEN
GELINGENDEN 
STRUKTURWANDEL

Die Unterzeichnenden messen den Erfolg des Strukturwandels daran, 

dass es gelingt, bis 2030 tarifgebundene, mitbestimmte und  

hochwertige Arbeitsplätze sowie Aus- und Weiterbildungsmöglich-

keiten für verlässliche Zukunftsperspektiven der Menschen im 

Rheinischen Revier und insbesondere für die rund 15.000 direkt und 

indirekt betroffenen Beschäftigten der Braunkohlewirtschaft  

sicherzustellen.

Darüber hinaus sind sie sich einig, dass es für einen erfolgreichen 

Strukturwandelprozess notwendig ist, die rund 50.000 gut bezahlten 

Arbeitsplätze in den Wertschöpfungsketten der energieintensiven 

Industrie im Rheinischen Revier zu stärken. Nur durch unter- 

nehmerisches Engagement wird gewährleistet, dass Wertschöpfung,

Kaufkraft und Wohlstand dauerhaft in der Region verbleiben  

und auch die kommunale Steuerkraft der Tagebaukommunen nicht 

geschwächt wird. Auch das quantitative Angebot an qualitativ  

hochwertigen Ausbildungsplätzen muss erhalten bleiben.  

Die Stärkung eines breit angelegten Gründerökosystems zur  

Steigerung der Anzahl qualitativ hochwertiger Unternehmens- 

gründungen wird dabei von den Unterzeichnenden als zentraler 

Erfolgsfaktor verstanden.

Die Unterzeichnenden betonen, dass das Rheinische Revier mit dem 

Ausstieg aus der Braunkohleverstromung bei der Erreichung  

der deutschen und europäischen Klimaziele vorangeht. Die Region 

soll sich zu einem modernen und klimaneutralen Energie- und  

Industrierevier der Zukunft entwickeln, in dem die Energieversorgungs- 

sicherheit zu jedem Zeitpunkt gewährleistet ist. Innerhalb der  

nächsten zwei Jahrzehnte – und damit bereits zehn Jahre vor dem 

Zieljahr 2050 – soll das Energiesystem der Zukunft im Rheinischen 

Revier erfahrbare Realität sein. In der Region sollen die Klimaresi-

lienz und zukunftsweisende Konzepte und Pilotvorhaben erprobt und 

angewandt werden.

2
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Um die Anwendung nachhaltiger Technologien im Rheinischen 

Revier zu beschleunigen, müssen insbesondere die Unternehmen  

gefördert werden, die bereits kurzfristig Investitionen in  

diese Zukunftstechnologien vornehmen und dadurch gegenüber 

Unternehmen mit konventionellen Technologien und Energieträgern 

Wettbewerbsnachteile in Kauf nehmen.

Die Unterzeichnenden verfolgen gemeinsam das Ziel, die Strom-

erzeugung aus erneuerbaren Energien im Rheinischen Revier  

bis zum Jahr 2028 um ein Gigawatt Leistung zu erweitern.  

Die Region entwickelt ein Konzept, wie dieses Ziel gemeinschaftlich 

erreicht werden kann, und identifiziert die verfügbaren Potenziale 

und Standorte. Die Landesregierung unterstützt die Region bei der 

Zielerreichung mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln,

insbesondere durch einen deutlich beschleunigten Ausbau der  

Windenergie, Photovoltaik und anderer erneuerbarer Energieträger.

Die Unterzeichnenden beabsichtigen, das Rheinische Revier bis 2030 

zu einem führenden Wasserstoff-Standort in Deutschland zu  

entwickeln. Dieser Anspruch bezieht sich vor allem auf Anwendungen  

in der Industrie und Energiewirtschaft, aber auch in der Mobilität  

mit Schwerpunkt für ÖPNV, Schwerlastverkehr, Flugverkehr  

und Schifffahrt. Einen besonderen Stellenwert genießt der Aufbau 

der industriellen Wertschöpfungskette Wasserstoff, die alle  

Produzenten von Anlagen für die Erzeugung, den Transport und  

die Nutzung von Wasserstoff umfasst. Der zukunftsfähige Industrie-

bestand der Region, das vorhandene Gasfernleitungsnetz und  

die technologische Expertise in der regionalen Forschungs- und  

Wissenschaftslandschaft sowie bei den Unternehmen bieten

hierfür beste Voraussetzungen.

Die Unterzeichnenden vereinbaren, das Rheinische Revier im Sinne 

des Green Deals der Europäischen Union zu einem Vorreiter für Res-

sourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft zu entwickeln. 

Ziel ist, Wohlstand und Wirtschaftswachstum vom Ressourcen- 

verbrauch und Primärrohstoffverbrauch zu entkoppeln, um  

den Strukturwandel nachhaltig und zukunftssicher zu vollziehen.

Die Unterzeichnenden betonen den großen Stellenwert des bio- 

basierten Wirtschaftens als Wachstumschance für das Rheinische 

Revier und seine traditionell starke Land- und Ernährungs- 

wirtschaft. Bis 2038 sollen im Rheinischen Revier insbesondere  

unter Verwendung nachhaltig verfügbarer Rohstoffe nicht  

nur Lebens- und Futtermittel, sondern auch Werkstoffe, Bio- 

Kunststoffe, biobasierte Grundstoffe und biogene Energie  

produziert und exportiert werden.

Die Unterzeichnenden verfolgen das Ziel, die Mobilität von Menschen  

und Waren im Rheinischen Revier über alle Verkehrsträger  

zu sichern. Durch den Anschluss möglichst vieler Kommunen an  

die Schiene und ein starkes und bedarfsgerechtes ÖPNV-Netz  

soll das Rheinische Revier zu einem noch attraktiveren Wirtschafts- 

und Lebensraum entwickelt werden.

Die Unterzeichnenden verfolgen das Ziel, das Rheinische Revier 

flächendeckend mit einer gigabitfähigen Dateninfrastruktur  

auszustatten, die den Anwendern einen sicheren und schnellen  

Internetzugang sowie die Entwicklung von neuen Produkten,  

Anwendungen und Geschäftsmodellen ermöglicht. Das Rheinische 

Revier soll Vorreiter einer Gigabitgesellschaft werden.  

Hierzu sollen insbesondere Gewerbegebiete, Schulen und öffentliche  

Einrichtungen sowie die Wohngebiete mit einer gigabitfähigen 

Dateninfrastruktur ausgestattet werden und der Aufbau eines 5G- 

Mobilfunknetzes durch die Mobilfunknetzbetreiber unterstützt werden.

Die Unterzeichnenden setzen sich das Ziel, im Rheinischen Revier  

die Voraussetzungen für einen Bevölkerungszuzug zu schaffen.  

Damit werden insbesondere auch die Mittelzentren als urbane Orte 
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sowie die Lebensqualität der Tagebauanrainerkommunen als Orte  

der Zukunft gestärkt. Die Entwicklung des Rheinischen Reviers soll

möglichst hohen Ansprüchen an Wirtschaftskraft, Nachhaltigkeit, 

Gesundheitsversorgung, kulturelle Vielfalt, Natur- und Freiraum- 

entwicklung, Architektur und städtebauliche Qualität sowie  

Lebensqualität genügen und so Anziehungspunkt für Unternehmende,  

Arbeitnehmende, Auszubildende, Studierende und Forschende, 

Reisende und Kulturschaffende werden.

Die Unterzeichnenden halten es für unerlässlich, dass nach jahr- 

zehntelangen schwerwiegenden Eingriffen in Natur, Landschaft  

und Wasserhaushalt der Ausbau der grün-blauen Infrastruktur  

mit dem Ziel des Erhalts, der Wiederherstellung, Vernetzung  

und der Entwicklung von Biodiversität und Ökosystemen an Land 

und im Wasser eine zentrale Rolle spielt.

Die Unterzeichnenden erkennen, dass mit den größten künstlichen 

Seen Europas im Rheinischen Revier die Chance besteht, eine  

spektakuläre Landschaft und einen besonderen Anziehungspunkt 

in NRW zu schaffen. Voraussetzung ist, die rein technische  

Rekultivierung nach Verpflichtung in Richtung nutzungsfähiger  

Gestaltung und Exzellenzansprüche zu lenken, so wie sie in  

den Vorstellungen von Modellregionen und den Zielen der Inter- 

nationalen Bau- und Technologieausstellung verankert sind.

Die Unterzeichnenden wissen, dass der frühere Kohleausstieg eine  

Beschleunigung der Planungsprozesse erforderlich macht.  

Mit dem Ende der Braunkohlegewinnung wird noch über Jahrzehnte  

ein sich immer wieder verändernder Zwischenzustand den Raum 

bestimmen. Den Menschen vor Ort wird es durch schnellere, unkompli-

zierte und effiziente Planungs- und Genehmigungsverfahren ermöglicht,  

sich den Raum bereits zeitnah wieder nutzbar zu machen, z.B. durch 

Zwischennutzungen zur Erzeugung erneuerbarer Energien, für Modell-

projekte der Mobilität oder temporäre Einrichtungen der Naherholung.  

Die Landesregierung und die Region verfolgen ab sofort die  

Einrichtung einer Sonderwirtschafts- und einer Sonderplanungs- 

zone. Damit der Strukturwandel schnell greifen kann, soll im  

Rahmen der Experimentierklausel des Landesplanungsrechts ein 

räumlich und zeitlich befristetes Sonderplanungsrecht umgesetzt 

werden, so dass im Rheinischen Revier vereinfachte Verfahren und 

Instrumente mit dem Ziel einer Planungsbeschleunigung bei  

gleichzeitigem Erhalt der gesetzlich vorgegebenen Umwelt- und 

Naturschutzstandards sowie der Beteiligungsrechte erprobt  

werden können.

Die Unterzeichnenden erkennen den Bedarf an ausreichend verfügbaren  

Wirtschaftsflächen im Strukturwandel im Rheinischen Revier an, 

wobei sie sich dabei der Herausforderung einer möglichst flächen-

sparenden und auch kommunal- und kreisgrenzenübergreifenden 

Aktivierung von Industrie-, Siedlungs- und Gewerbeflächen unter 

vorrangiger Berücksichtigung des Flächenrecyclings stellen.

Mit geeigneten Planungs-, Förder- und Finanzierungsinstrumentarien,  

der erforderlichen personellen Ausstattung der Behörden sowie  

digitalisierten Prozessen werden die notwendigen Verfahren  

beschleunigt, z.B. durch die Instrumente aus dem Maßnahmenpaket 

der Landesregierung zur intelligenten Flächennutzung wie  

dem Flächenpool zur Flexibilisierung der Siedlungsraumfestlegung.

Es soll eine Auswahl zusätzlicher regional bedeutsamer Industrie-  

und Gewerbeflächen im Rheinischen Revier eigentums- und  

planungsrechtlich so weit vorbereitet werden, dass sie ein leistungs-

fähiges Angebot für Investorinnen und Investoren darstellen  

und schnellstmöglich für industrielle Wertschöpfung zur Verfügung 

stehen. Darüber hinaus finden auch in ausreichender Zahl  

Gewerbeflächen von unter 5.000 m2 Berücksichtigung, damit  

produzierende Handwerksbetriebe und andere Gewerbebetriebe 

 Entwicklungschancen haben. In der Landes und Regionalplanung 
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sind die Bedarfe der Anrainerkommunen bei der Ausweisung  

zusätzlicher Industrie- und Gewerbegebiete besonders zu  

berücksichtigen. Die Unterzeichnenden erkennen gleichzeitig an,  

dass die unterschiedlichen Flächennutzungsansprüche an den  

Raum für Wohnen, Gewerbe, Freizeit und Erholung in einem  

Spannungsfeld mit der Landwirtschaft, der Ressource Boden,  

dem natürlichen Freiraum und der Biodiversität stehen.

Die Unterzeichnenden halten es für unerlässlich, dass die Trans-

formation des Rheinischen Reviers zu einer Steigerung der  

Lebensqualität vor Ort führt. Die Schaffung attraktiver Lebens- und 

Wohnumfelder und Gemeinschaftseinrichtungen, die Entwicklung 

neuer innovativer und bezahlbarer Wohn- und Mischgebiete  

sowie der zukunftsfähige Umbau bestehender Siedlungsbereiche  

sind begleitend wichtig, um den Strukturwandel sichtbar zu  

machen und die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes und des  

Lebensumfeldes für (zuziehende) Beschäftigte abzusichern.  

Das Thema „Arbeiten und Leben im Quartier“ wird in den Bauleit-

planungen aufgegriffen und so in die Stadtstruktur der Zukunft 

integriert. Der Strukturwandel kann nur dann erfolgreich umgesetzt 

werden, wenn das Rheinische Revier der Zukunft über ansprechende 

und vernetzte Landschaften, vielfältige und qualitativ hochwertige 

Bildungslandschaften, gute Arbeit, neue Urbanität, touristische 

Attraktivität, kulturelle Angebote, sport- und bewegungsfreundliche 

Infrastruktur sowie eine ökologisch wertvolle Landschaft verfügt.
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Die Unterzeichnenden vereinbaren, dass das Wirtschafts- und Struktur- 

programm der Zukunftsagentur Rheinisches Revier inhaltliche 

Grundlage der Förderung im Rheinischen Revier ist. Es dient als Basis 

für eine kurz-, mittel- und langfristige Programmplanung, für  

die Ausgestaltung der Förderverfahren und die Erarbeitung konkreter  

Projektauswahlkriterien. Das Wirtschafts- und Strukturprogramm 

wird von der Zukunftsagentur Rheinisches Revier erstellt, von ihren 

Gesellschafterinnen und Gesellschaftern beschlossen und von der 

Landesregierung als Fördergrundlage genehmigt.

Die Unterzeichnenden erkennen an, dass die Steuerung des Struktur-

wandels im Rheinischen Revier in einem möglichst unbürokratischen 

Drei-Ebenen-System zwischen Bundesregierung, Landesregierung  

und der Region erfolgt. Die Landesregierung vertritt im Austausch 

mit der Region die Interessen des Landes und der Region gegenüber 

der Bundesregierung. Die Zukunftsagentur muss in Zusammenarbeit 

mit Bund und Land sicherstellen, dass in der Region eine auf den 

Stärken der Region aufbauende Entwicklung mit wirkungsvollen 

Impulsen versehen wird. Die Zukunftsagentur Rheinisches Revier 

GmbH übernimmt die regionale Steuerungs- und Koordinierungs-

funktion. Sie bündelt als Dienstleister Impulse, Initiativen, Strategien 

und Projekte der Region und begleitet ihre Entwicklung und  

Umsetzung. In diesem Rahmen erfüllen der Aufsichtsrat und die  

Gesellschafterversammlung der Zukunftsagentur neben der Kontrolle  

bzw. Steuerung der Zukunftsagentur als GmbH auch die Funktion  

eines Gremiums für den institutionalisierten Austausch zwischen 

Land und Region zur Strategieentwicklung.

Die Unterzeichnenden erkennen an, dass die Landesregierung für das 

fördertechnische Verfahren für die Landeskomponente nach Kapitel 1 

InvKG zuständig ist. Im Hinblick auf die Bundeskomponente  

nach Kapitel 3 und 4 InvKG wird die Landesregierung in Abstimmung 

mit den Gremien der Zukunftsagentur Rheinisches Revier sowohl  

im Bund-Länder-Koordinierungsgremium als auch auf Ebene der 

FÖRDERGRUNDLAGEN 
UND -SYSTEMATIK
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Fachressorts darauf hinwirken, dass seitens der Bundesressorts in  

enger Abstimmung mit der Landesregierung Projekte bewilligt 

werden, die sich am Wirtschafts- und Strukturprogramm für das 

Rheinische Zukunftsrevier orientieren.

Die Unterzeichnenden vereinbaren, darauf zu achten, dass alle 

Projektauswahlverfahren dem Projektgegenstand angemessen sind, 

eine hohe Qualität der Projekte sicherstellen und durch transparente 

Verfahren eine umfassende Beteiligung der Akteure auf Landes- und 

regionaler Ebene ermöglichen. Die Auswahl der Förderverfahren 

erfolgt je nach fachlichen und ressortspezifischen Notwendigkeiten 

und wird durch die Landesregierung beschlossen.

Die Unterzeichnenden vereinbaren eine über die gesamte Förder- 

periode ausgewogene Projektförderung. Durch eine festgelegte  

Budgetierung der Mittel bis zum Jahr 2038 gewährleistet die  

Landesregierung einen nachhaltigen und kontinuierlichen Förder-

prozess und trägt dem Umstand Rechnung, dass der wesentliche 

landschaftliche Transformationsprozess erst ab dem Ende der  

Tagebaue und der Abschaltung der Kraftwerke einsetzen wird.

Mit dem kommunalen Entlastungspaket und der Regelung der  

Eigenanteile in der Förderung gemäß ihrer haushalterischen und 

arbeitsmarktpolitischen Leistungsfähigkeit werden die Kommunen 

und insbesondere die Anrainer personell und finanziell in die  

Lage versetzt, die erforderlichen Maßnahmen und Projekte für einen 

gelungenen Strukturwandel umzusetzen.

Die Unterzeichnenden vereinbaren, dass der Aufsichtsrat der  

Zukunftsagentur Rheinisches Revier im Rahmen der Projekt- 

auswahl den regionalen Konsens feststellt. Er wird hierbei in einem 

mehrstufigen Verfahren auf der Grundlage von Einschätzungen  

von Fachausschüssen einbezogen und spricht Empfehlungen aus.  

Die abschließende Entscheidung über eine Projektbewilligung liegt 

bei den zuständigen Bewilligungsbehörden des Landes bzw. des 

Bundes. Grundlage der Empfehlungen und Entscheidungen über 

die Projekte sind Projektauswahlkriterien und eine systematisierte 

Indikatorik, bei der die Beschäftigungswirksamkeit und die positive 

Wirkung auf zukünftige Wertschöpfung sowie die komplementäre 

Wirkung entsprechender kommunaler Standortfaktoren eine  

herausragende Rolle spielen. Ziel ist, dass es für alle Antragsstellerinnen  

und Antragssteller transparent wird, welche Kriterien und  

Bedingungen für die Förderung von Projekten und Maßnahmen  

erzielt werden müssen.

Die Landesregierung baut ein operatives und strategisches Controlling  

als Steuerungsgrundlage für die Förderung und zur Gewährleistung 

eines umfassenden Mittelabflusses auf. Die Zukunftsagentur  

wird ihrerseits ihren Gremien im Sinne von transparenten Verfahren 

geeignete Daten zur Verfügung stellen, damit dort gute Entscheidungen  

getroffen werden können.

Die Landesregierung behält sich vor, in Ausnahmefällen  

Einzelfallentscheidungen zu treffen, die an festgelegte  

Kriterien gebunden sind.



36 REVIERVERTRAG 2.0	 PERSPEKTIVEN RHEINISCHES REVIER

Die Unterzeichnenden erkennen an, dass es für einen nachhaltigen 

Strukturwandel wichtig ist, die in der Region lebenden Menschen,  

die ansässigen Unternehmen sowie die Arbeitnehmervertreterinnen 

und -vertreter aktiv so an den Prozessen zu beteiligen, dass diese  

die unterschiedlichen Interessenlagen repräsentativ berücksichtigen.

Bereits in der Vergangenheit ist deutlich geworden, dass in der  

Region ein großes Potenzial für bürgerschaftliches und unter- 

nehmerisches Engagement besteht. Es gilt daher, die Bürgerinnen  

und Bürger, die Anrainerkonferenz und die Tagebauumfeldverbünde 

sowie Unternehmen aktiv in den Transformationsprozess einzubinden.

Die Unterzeichnenden vereinbaren daher das Ziel, den Strukturwandel- 

prozess so zu gestalten, dass er ein Prozess der hier lebenden und  

arbeitenden Menschen, Stakeholder und ansässigen Unternehmen 

wird, deren unterschiedliche Vorstellungen von der Zukunft  

der Region in einer gemeinsamen Vision zusammengeführt werden.

Die Unterzeichnenden vereinbaren, die Inhalte der von der 

Zukunftsagentur Rheinisches Revier erstellten Revier-Charta,  

die die übergreifenden Leitlinien und Qualitätskriterien für die  

Bürgerbeteiligung im Rheinischen Revier festhält, bei der  

Durchführung von Bürgerbeteiligungen im Zusammenhang mit  

dem Strukturwandel zu berücksichtigen.

Die Unterzeichnenden streben an, im Rheinischen Revier ein neues 

Zusammengehörigkeitsgefühl zu schaffen, das die Anerkennung der 

Lebensleistung vorangegangener und heutiger Generationen  

mit dem berechtigten Stolz verbindet, durch einen erfolgreichen 

Strukturwandel einen Beitrag zur Sicherung der Lebens- und  

Arbeitsgrundlagen zukünftiger Generationen zu leisten, und die 

Schaffung von Identität, Vision und sozialem Zusammenhalt stärkt.

REGIONALE  
BETEILIGUNGSPROZESSE
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Diese Übereinkunft wird in regelmäßigen Abständen, erstmalig nach 

zwei Jahren und dann jeweils zum Ende jeder Förderperiode  

überprüft und bei Bedarf angepasst. Die Revisionsklausel kann durch 

die Landesregierung oder die Zukunftsagentur ausgelöst werden.

Unterzeichnet in Düsseldorf, am 27.04.2021

Das Orginaldokument finden Sie unter:

rheinisches-revier.de/aktuelles/download/

REVISIONSKLAUSEL5
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